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Die Klagebegrundung argumentiert, das Kemkraftrverk Biblis B entspreche heute
nicht mehr dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik. Dies habe zur Fol-
ge, dass die Betriebsgenehmigung^) rvidemrfen sei.

Außerdem stützt sich die Klage auf 210 so genannte Sicherheitsmängel. Wenn das
erste Argument erfolgreich wäre, käme es auf diese Sicherheitsrnängel nicht an.

Der Vorlrag ist insofern als Hilfserwägung zu betrachten.

Der Beklagte- nimmt nachfolgencl zu den emndsätzlichen Envägungen der Klage
Stelh-urg und in einem u,eiteren Schriftsatz, nach Vorlage der gutachterlichen Stel-
lungrallnen, zu den hilfsrveise vorqetragenen so genannten Sicherheitsmängeln.

Da bestimmte allgemeine Thesen in der Klage immer rviecler vorgetragen werdc-n,
sind diese nachfolgend von uns s)'sternatisiert vi'orden. Wir erachten es als sacli-
dienlich. den klägenschen Vortrag in clieser \\'eise zu u.'iederholen rnit Ansabe cler

Fundstel le. Dadulch r,verden dr e ki ägeri schen Positionen de utli chc'r.

\\/ir nel'Lrnen dazu jeri'eils Stellun_e. Oft reicht eine klärende Frage.

Angesl. R'\e: Prof. Dr. Ingo Heberlein (Berlin) Siegfiied de \Vitt. Fach:ins'alt tür Ver',r'altungsrecht(Dresdcn)
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In Kursivschnft geben wir den klägerischen Vortrag rvieder, in Normalschrift for-
mulieren wir darauf unsere Antwort.

Alle hier nicht behandelten Themen sind Gegenstand der weiteren Klageerwidemng.

1) Zum Verfahren

Die Klage behauptet:

Die Entscheidungsfindttng des Beklagten erweise sich allein schon deshalb als ,,de-
fizitär, als die Herausgabe zahlreicher wesentlicher Unterlagen blockiert w*urde."
Erschwerung der Akteneinsicht durch den Sachbeistand, (I 7.3.2)

Kann die Verweigerung der Herausgabe von Unterlagen die Ent-
scheidungsfindung der Behörde beeinflussen?

Der Beklagte weigerte sich, ,,über inhaltliche Fragen in einen Dialog zu treten."
0 B.s)

War die Behörde verpflichtet, mit dem Sachbeistand der Kläger in
einen inhaltlichen Dialog zu treten?

Ein unabhcingiges Verwaltungsverfahren hat äberhaupt nicht stattgefunden: Die
Beigeladene und der TÜV Süd wrtrden kontinuierlich nicht nur angehört, sondern
permanent zu Entscheidungsgehilfen gemacht, (I 14).

Belege dieser Behauptung haben wir nicht gefunden. Der Sachver-
ständige ist im [hrigen immer Gehilfe, sei es des Richters oder der
beauftragenden Behörde. Ein Sachverständiger wird nicht angehört,
sondern beauftragt. Der Beigeladenen ist rechtliches Gehör zu ge-

währen.

Im sogenannten Atomausstiegskonsens yvttrden Reststrommengen fxiert, ,,w-as eine
gewisse Voreingenommenheit durch vertragliche Bindungen impli:iert." (I 19.1)

Hessen war nicht Vertragspartner des Atomkonsenses. Ist damit eine
Voreingenommenheit des BMU gemeint?
Das BVerfG hat sich irn Ürbrigen deutlich ztr ,,verlraglichen Bin-
dung" des Atomkonsenses geäußert.

2) Verrvaltungsgerichtliche Kontrolle

Die Klage bezieht sich auf Schreiben des VGH vom 13.02.2008 mit derAussage.
dass der Atombehörde eine sogenamte Einschätzungsprärogative firr die Gefahren-
erm ittlung und -bew'ertung zusteht.

Dazu die Klage:
Dieses ,,Self-Restrairtt" entspt'icJtt rticlt dem Grundgesetz. (l l)

Vgl. dazu den Kalkar-Beschluss.

Eine vertvctltuttgsgerichtliche I{ontro//e ist aus Jolgenden Griindert etforderliclt:



Der angefochtene Bescheid ist aus sich heraus rechtstvidrig (l 3 1)

Was heißt das?

- Die Atombehörde hat keine eigene Gefahrenermittlung und -bev;ertung
durchgefuhrt. Das Gericht muss deshalb die Lücke schlie/3en. Q 3.3)

Vgl. den Bescheid.

- Es gehe nicht um wissenschaftliche Streitfragen. Der Beklagte habet
in seinem Vermerk vom 19.09.2005 festgestellt,

dass die Anlage ,,selbstverständlich nicht dem heutigen Stand von Wissen-
schaft und Technik" entspricht. Es ist insofern festzuhalten, dass hinsicht-
lich der technischen Gesamtbewertung des Atomkraft*-erkblocl<s Biblis B
Einigkeit zwischen den Parteien besteht. Q 4.1)

Der Vermerk vom 19.09.2005 bezieht sich auf Biblis A. Aber auch
für Biblis B gilt, dass die Anlage nicht dem heutigen Stand von Wis-
senschaft und Technik entspricht. Insofern besteht zwischen den Par-
teien Einigkeit.
Das bedeutet jedoch nicht, dass hinsichtlich der Gesamtbewerfung
von Biblis B Einigkeit besteht. Zur technischen Gesamtbewertung
tragen die Kläger 210 so genannte Sicherheitsmängel vor, die nach
Auffassung des Beklagten jedoch nicht bestehen. Darauf muss des-
halb im Einzelnen erwidert werden.

- Die eigentliche Klage dient der Pri.iftmg, ob der Beklagte angesichts der
unbestreitbar vorliegenden Tatbestandsvoraussetzungen fi)r einen Geneh-
migungs-Widerruf auf der Rechtsfolgenseite die richtigen Schlüsse gezogen
hat. Dtt das diesseits substantiiert bestritten wird, besteht ein Anspruch attf
vollstündige gerichtliche Kontrolle. (I 5.)

Die Tatbestandsvoraussetzungen für einen Genehmigungswidemrf
liegen nicht vor. lm Übrigen würde ein Bestreiten der Ermessensent-
scheidung über die Rechtsfolgen noch nicht zu einem Anspruch auf
Widemrf fi-rhren.

Es sind keine Gutachten in Auftrag zu geben. (I 13)

Ob die so genannten 210 Sicherheitsmängel bestehen, lässt die Be-
hörde durch Sachverständise orüfen.

Es reicht aus, duss tlas anerkctnnre Prinzip cler Plctusibilitcit wtd II'illkiirf'eiheit:Lu'
Anryenduttg gebracht wirtl. (I | 3)

Die Kläget' lehnen jede ü'berb[irdtutg t'on Kosten ab, du der ll-iderrty' tler Genelt-
migung :ttr Antrspflicht cles Beklagten gehört. (l I5)

Die Kostenentscheidung folgt dem Gesetz. Ztt dern Kapitel rvird im
Üb.igetr gesondert envidert.



3) Wissenschaft und Technik

Die Klage vertritt die schwer nachvollziehbare Behauptung, ein
Kernkraftwerk müsse stets dem aktuellsten Stand von Wissenschaft
und Technik entsprechen.

Der Beklagte w,iderspricht der diesseitigen, naclwollziehbar begriindeten Rechts-
auffassung, wonach die Genehmigungsvoraussetzung des aktuellen Standes yon

Il/issenschaft und Technik auch nach der ersten Teilgenehmigung von 1972 stets
gegeben sein muss. (II 2)

Zur Begründung:

a) Der Beklagte verlangt einen aktuellen Stand bei der Prüfung der Zuverläs-
sigkeit, w*enn eine Genehmigung erteilt werden soll. ,,Wortlaut und Syste-
rnatik des Atomgesetzes geben aber nichts fitr die Annahme her, die eine
Genehnigungsvorqussetzttng müsse bei jeder aktuellen $ 7-Genehmigung
erfullt sein. die andere aber nicht." OI 2)

Zuverlässigkeit ist eine Anforderung, die dauemd gegeben sein muss
und deshalb bei jeder Änderungsgenehmigung erneut zu prüfen ist.

b) Zu $ 17 Abs.3 Nr.2 AtG:

Die 150 Sicherheitsmringel zeigen, dass eine bestntögliche Risikovorsorge
nach dem Stand von Wssenschafi ttnd Technik "und insofern eine Genehmi-
gLtngsvoratßsetzLtng nicht gegeben ist." QI I I)

Die Genehmigungsvoraussetzltng des Standes von LVissenschaft und Technik
ist aber allein schon denv'egen weggefallen, weil der Beklagte, v,ie darge-
legt, itt seinem Vermerk vom 19. September 2005 selbst festhält, dass die
Anlage ,,selbstverstcindlich nicht dem heutigen Stand von l4/issenschaft und
Technik entspricht. (II 12)

Im Ll/iderspruch zum angefochtenen Bescheid ist d(tmit die erste Vorausset-
zung des $ l7 Abs. 3 Nr. 2 AtG nveifellos und unstreitig erfillr." S. 22 Der
-,'i,, tTUV hot gnr nicht gepritft, ob die Risikovorsorge noch dem heutigen Stand
von Wissenschaft und Technik erfiillt ist. Deswegen gibt sie nichts her. (II
14)

Die Argumentation der Klage:

Die Erichtung darf nur genehmigt i.verden. wenn die nach dem
Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorse setrof-
fen ist.

Heute entspricht die Anlage r-richt mehr dem aktuellen Star.id l'on
Wissenschaft und Technik. Also ist eine Genehmizunssvorausset-
?rrnar \r/acnof.llo-

Gcnehmigungsvoraussetzun_g ist aber nicht cler Stancl von Wissen-
schaft und Teclnik. sondem die ertbrderliclie Vorsorqe nach dem



Stand von Wissenschaft und Technik. Diese Genehmigungsvoraus-
setzung ist nicht entfallen.
Der Stand von Wissenschaft und Technik ist die Erkenntnissrundla-
ge für die Vorsorge-Entscheidung.

c) Der ll/ortlaut des S 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG dffirenziert nicht nt.ischen Neu- und
A'ndenmgsgenehntigtmgen und verlangt inso,,*eit attclt bei Altanlagen clen

gleichen Sicherheitsstandard. QII 4 5)

Die Kläger.erliegen einem Irtum:
Wird eine Anderungsgenehm:gung erteilt, dann wird damit nicht die
gesamte Anlage neu beurteilt. Gegenstand ist die jerveilige Ande-
rung, nicht die Anlage insgesamt.

Bereits eine Abweichung vom Stand t,on Wissenschaft und Technik begrün-
d.et aber fiir sich das Vorliegen einer Gefahr im Sinne von $ 17 Abs. 5 AtG.
Denn das Bundesverfassungsgericht hat im Kalkar-Urteil nicht zwischen ei-
nem fakultativen (nur möglichen) und einem obligatorischen (zwingenden)
Versagen einer Betriebsgenehmigung tmterschieden. Nach dem Kalkar-
Urteil ist eine Betriebsgenehmigwtg dann verfosstutgswidrig, wenn eine
bestmögliche ,,Gefahrenttbwehr ttnd Risikovorsorge" nach dem Stand yon

Ll/issenschaft r.md Technik nicht gewcihrleistet ist. (III 8.5)

Zunächst: Es gibt kein Kalkar-Urteil, nur einen Beschluss"

Dieses Zitat macht das Problem deutlich: Das Bundesverfassun_qsge-
richt behandelt die bestmögliche Risikovorsorge nach dem Stand
von Wissenschaft und Technik im Rahmen des g 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG.
Die Kläger beziehen den Stand von Wissenschaft und Technik je-
doch auf den Zustand der Anlage. Das Atomgesetz verlang!, dass ei-
ne Genehmigrng nur erteilt werden darf, wenn die nach dem Stand
von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge getroffen ist.
Ist die Anlage errichtet und in Betrieb, stehen Eingnffsbeftlgnisse
mit der Aufsicht und der lvlöglichkeit nachträglicher Auflagen bis
hin zum Widerruf cler Genehmigung zur Verfügung, die sich jedoch
keineswegs nach ihrem Worllaut auf den Stand von Wissenschaft
und Technik beziehen.

Das Atomgesetz enthält keine Vorgabe, dass eine kerntechnische
Anlage stets dem neuesten Stand von Wissenschafi und Technik ent-
sprechen muss. Eine solche Vorschrift ."väre verthssungswidrig, da
mit den Naturgesetzen unvereinbar.

Das Kapitel IV von S. 57 bis I l6 widmet sich dem Thema ..Stand von Wis-
senschall und Technik".

Eitte in Berrieb beJittdlichc Atomartlagt' r?irls.! jedcr:cit ,lcnt akttrellen Stottd
t'ott lI'issenschaft uncl Technik entsprechen. lVach dem Kalkar-Llrteil liegt
eine Grundreclttst:erletzung yor, )l'enn ein Atontkrofnt'erk nicht dem olrtuel-
len Stancl t'on Ll'issenschaft trnd Technik entspricht. QV 3.)



Eine solche Behauptung ist im Kalkar-Beschluss nicht enthalten. Der
Beschluss prüft die Verfassungsmäßigkeit von $ 7 AtG.

Die Behauptung, dass eine in Betrieb befindliche Atomanlage jeder-
zeit dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik entsprechen
müsse, ist eine Erfindung der Klage. Sie hat weder in Recht-
sprechung noch in der juristischen oder fachlichen Literatur ein Vor-
bild. Die Behauptung ist mit den Naturgesetzen unvereinbar: Alles,
was wir Menschen bauen. unterlieet der Alterune.

Auch die Beigeladene gibt zu, dass die Anlage ,,altert" und insofern nicht
mehr dem ahuellen Stand von l4/issenschaft und Technik entspricht. (V 9.2)

Das ist richtis.

Der BMU weist darauf hin, dass alle Nicht-Konvoi-Anlagen in vveiten Teilen
vom ahuellen Stand der Technik abweichen. (IV I 1"1 I)

Auch das ist richtig und die Konvoi-Anlagen haben nicht den ERP-
Standard (: aktueller Stand der Technik).

4) Gefahr

a) Präfungsma/3stab fiir das Vorliegen einer Gefahr (ist) die Einhaltung bzw.
hier die Nichteinhalnng des Standes von Wissenschaft und Technik. (IV 3.I)

Der Stand von Wissenschaft und Technik ist kein normativer Maß-
stab. Er sagt auch nichts daruber aus, ob eine Gefahr vorliegt, wenn
eine Anlage oder ein Anlagenteil nicht dem Stand von Wissenschaft
und Technik entsnricht.

Wissenschaft und Technik sind die Erkenntnisgrundlagen, um eine
Bewertung vorzunehmen, ob eine Gefahr vorliegt.

Hinsichtlich der Gefahr im atomrechtlichen Sinne akzeptiert der Beklagte
nicht die höchstrichterliche Rechtsprechung (Bundesverfassungs- ttnd Bun-
desven+;altungsgericht), wonach bereits eine ,,entfernte", also eine denkbar
geringe Eintrittsu,ahrscheinlichkeit genägt, um die Schutzpflicht des Staates
attszulösen. Anstelle von einer ,,entfernten" Eintrittsyt'ahrscheinlichkeit ist
im angefochtenen Bescheid falschlichern'eise yon einer,,hinreichenden"
bz,'-. ,,geringen" Iltahrscheinlichkeit als VoraussetzLtng einer GeJahr die
Rede [Bescheid, S. 32J. (II 2 8)

Im Kalkar-Beschluss formuliert das Bundesverfassungsgericht, dass
wegen der möglichen großen Schäden schon eine geringe Wahr-
scheinlichkeit des Schadenseintritts. die staatliche Schutzpflicht aus-
löst. Das Gericht stellt sodann fest. dass der Staat seiner Schutz-
pflicht durch das Atomgesetz nachgekommen ist. Der..Auslöser" der
staatlichen Schutzpflicht ist aber nicht gleichzusetzen mit der Gefah-
renschu,elle.



Die Grunde des Unterschiedes sind auf S. 32 des Bescheides vom
10.04.2008 nachnlesen. Die Behörde folgt dem Urteil des Hessi-
schen VGH vom 25.03.1997: ,,Allerdings wird durch das Tatbe-
standsmerkmal der ,erheblichen Gefährdung' in $ 17 Abs. 5 AtG
nach den Ausfi.rhrungen des VGFI eine deutliche Abgrenzung zu dem
Bereich gemaclrt, fi:r die erforderliche Vorsorge gegen Schäden
i.S.d. $ 7 Abs. 2 Nr" 3 AtG zu treffen ist."
Und im nächsten Absatz: ..Der Hessische VGH unterscheidet die
atomrechtliche Gefahr vom Bereich der Risiken, gegen die Scha-
densvorsorge geboten ist, dadurch, dass für die Annahme einer Ge-
fahr die Eintrittswahrscheinlichkeit des Schadens nachvollziehbar
belegbar sein rnuss". Bescheid S. 32

Die Kläger unterschlagen Cie unterschiedliche gesetzliche Ausgestal-
tung der Genehmigung und des Widernrfs.

Als Ausdruck einer ,,entfernten" Eintrittswahrscheinlichkeit sind stets auch
Defizite bei der Beherrschung von Auslegungsstörfillen dem Gefohrenbe-
reich zuzttordnen.
Das wird von dem Beklagten auch akzeptiert, da im angefochtenen Bescheid
der diesseitige Vortrag im Rahmen der Anhörung zitiert wird, wonach offi-
zielle Gutachter und Rettktorsicherheitsexperten die skizzierten mehr als
150 Mängel ,,als sicherheitstechnische I{achteile zertifiziert haben" [Bn-
scheid,5.33J. QI 28.1)

Das Gegenteil ist im Bescheid nachzulesen: ,,Sie bemängeln im
Rahmen der Anhörung, dass der Bescheid nicht auf die Bewerfungen
von Gutachtem und Reaktorsicherheitsexperten" eingehe, die die
von ihnen skizzierten Mängel ,,als sicherheitstechnische Nachteile
zertifiziert haben." Da:ru habe ich Ihnen die Stellungnahme des
-J'--. ^..,TUV-Süd zugeleitet, aus der hervorgeht, dass es sich hier nicht um
Sicherheitsmängel handelt. Im Übrigen ist nicht ersichtlich, auf wel-
che Bewertung von Gutachter und Reaktorsicherheitsexpeften Sie
abstellen; hierzu fehlt jeglicher nachvollziehbarer Vortrag." Be-
scheid, S. 33

Die Behauptung ist mithin schlicht falsch.

b) Au/Serdem muss die Genehmigung schon wegen einer erheblichen Gefihr-
clung widern5fen werden (,-gl. VI), ohne dass ein Ermessensspielraum be-
steht.

Nach ! I7 Abs. 5 AtG rnuss eine Betriebsgenehmigung **idernqfen werden,
v;entt dies wegen einer erheblichen GeJährdung der Beschäftigten, Dritter
und der .lllgenteinheit erforclerlich ist und nicht durch nnchträgliche Aufla-
gen irt ongemessener Zeit Abhil"fe gescha-ffen werden kann.

Noch dem Kalkar-Urteil ist der Betrieb t'on Atomkra,f'hrerken yerfassungs-

nilrig. trenn otrclt rtur eitte .ettlfertttc". das ltei/3t eine denkbar geringe Ein-
tt'itt.stroltrschein/ichl;eit Jiir eirten ,sclntet'en Kerrtscltnrcl:urqfall besteltt. Art-



gesichts der Art und Schtvere der Folgen eines Atomunfalls nruss "bereits ei-
ne entfernte Wahrscheinlichkeit" des Eintritts genügen, um sogar die Schutz-
pflicht des Gesetzgebers "konkret auszttlösen". Das Bundesverfassungsge-
richt hat insofern die allgemeine ,,Je-desto-Formel" fiir die Anwendttng auf
das Atomrecht präzise spezifiziert und so die Schtvelle zur Gefahr im Sinne
des Atomgesetzes sehr genau definiert: (III 8 - 8.2)

Der Kalkar-Beschluss trifft keine Aussage über Kemschmelzunfäl-
le. Er pnift vielmehr die Verfassungsmäßigkeit des Atomgesetzes.
Das ist ein Unterschied. Außerdem: Ein Gesetz kann verfassungs-
widrig sein; der Betrieb einer Anlage kann rechtswidrig sein.

Bereits bei einer denkbar geringen Eintrittswahrscheinlichkeit liegt eine Ge-

fahr im atomrechtlichen Sinne vor.

Das ist nicht zutreffend. Im Kalkar-Beschluss heißt es: ,,$ 7 Abs. 1

und 2 AtG lässt indes Genehmigungen auch dann zu, wenn es sich
nicht völlig ausschließen lässt, dass kunftig durch die Errichtung
oder den Betrieb der Anlage ein Schaden auftreten wird. Die Vor-
schrift nimmt insoweit ... ein Restrisiko in Kauf." (BVerfGE, 49. 89.
141).

Eine entfernte Eintrittswahrscheinlichkeit und eine Gefahr im atomrechtli-
chen Sinne ist auch dann stets gegeben, v'enn es Defzite bei der Beherr-
schung ."'on Auslegungsstöt"frillen gibt. Derm dann ist die Effillung der Ge-

fa hr e n abv; e h rpJli c h t n i c h r nt e hr gew ähr1 e i s t e t.

Auch be:äglich so gencrnnter,,auslegungsäberschreitender Ereignisse"
liegt eine Gefohr im atomrechtlichen Sinne jedenfalls dann yor, wenn es De-

fizite hinsichtlich der Beherrschung von Attslegungsstörfiillen gibt. Denn zrt
Schciden att Leben, Gesmtdheit und Eigentum kommt es dann, v,enn es in
Folge eines nicht beherrschbaren (Auslegungs-)Störfalls zur massiven Frei-
setzung von Radioaktit,itcit kommt. InsoJbrn kann man eine atontrechtliche
Gefahr bei einer nicht hinreichenden Kentschntelzfestigkeit zumindest dann
nicht verneinen, wenn es Defizite bei Auslegungsstörfallen gibt, die nt einer
Kernschrnelze fiihren können. (III 8.4)

Die Logik dieser Argumentation ist nicht nachvollziehbar. Defizite
bei der Beherrschung von Auslegungsstörfüllen sind keine ausle-
gungsüberschreitenden Erei gnisse.

c) ..Bereits" eine .,tbweichurtg vom Srcrnd vott lVissenschaft uncl Technik be-
gri.indet nber Jiit' sich das L'orliegen eirter Ge-/ahr im Sinne uoiz $ I7 ,lhs. 5
AtG. Dettrt clos Buntlest'erfossuttgsgericht hot itn Kalkttr-Llrteil nicJtt zv.i-
schen eirtent .fhkultatit'en (rutr möglicltenl und einem obligatori-schen (tt,in-
genden) tr''ersogen einer Betriebsgertehtnigtutg Lnttcrschieden. ltiach dem
Kalkar-Ltrteil ist eine BetriebsgenehnigLmg dann verfassungsvidrig, u'ertn

eine bestntögliche ,,Gefahrenabweltr und Risikovorsorge" nach dent Stand
von Ly'issenscha.ft und Technilr nicht ge*'ährleistet ist. Bereits durclt tlie ge-
nteinsome iVennung t'on Ge.faltrenabtteht' und Risikoyorsor.qe ntocht das



d)

Kalkar-Urteil deutlich, dass beide Tatbestcinde nur ztvei Seiten einer Medail-
le sind (Betrachtung der (Jrsache bzw. der lYirkung). QII S 5)

Dort heißt es: ,,Insbesondere mit der Anknüpfung an den jeweiligen
Stand von Wissenschaft und Technik legt das Gesetz damit die Exe-
kutive normativ auf den Grundsatz der bestmöglichen Gefahrenab-
wehr und Risikovorsorge fest." (BVerfGE 49,89, 139). Die Sätze
der Klage lassen sich daraus nicht ableiten"

Auch in der Zweckbestimmttng des Atomgesetzes wird kein (Jnterschied ge-
macht zwischen ,,kleineren Risiken" und ,,grö/3eren Gefahren". Z,weck des
Gesetzes ist vielmehr der ,9chutz vor ,,Gefahren". Die Gewährleisiung einer
Risikovorsorge nach dem Stand von Wissenscha,ft und Technik ist die we-
sentliche MaJ3gabe, um ,, Gefohren" abzuwenden. QII 8.6)

Dem folgend schreibt das Bundesverw'altungsgericht in seinem Urteil vom
19.L1989 davon, dass es in $ 7 Abs. 2l{r. 3 -also bei der Genehmigungsvo-
raussetzung des Standes von Wissenschaft ttnd Technik - ,,um Gefahren
geht, die sich unrnittelbar aus der Errichtung und dem Betrieb der Anlage
ergeben können". (III 8.7)

Die Klage verwechselt die rechtlichen Anforderungen an die Ertei-
lung einer Genehmigung mit Anforderungen an den technischen Zu-
stand einer errichteten Anlage. Die Genehmigungsvoraussetzungen
richten sich nach $ 7 AtG. die Eingriffsbefugnisse in eine bestehende
Anlage nach $$ 17, 79 AtG. Dabei wird zwischen Vorsorge und Ge-
fahr unterschieden.

Laut Bundesverwaltungsgericht muss die Exektttiye Gefahren durch hinrei-
chend konservative Annahmen ausschlie/3en.

Da selbst der Beklagte als hessische Atomaufsicht bestätigt, das,s Biblis B
,,selbsnerständlich" nicht dem aktttellen Stand von LYissenschaft und Tech-
nik entspricht, liegt nveifellos eine Gefahr im atomrechtlichen Sinne wr. (III
8.8)

Die Klage behauptet, ailes was dem heutigen Stand von Wissen-
schaft und Technik nicht entspreche, stelle eine Gefahr dar. Eine sol-
che Gleichsetzung ist weder logisch noch fachlich begrundet. Die er-
forderliche Vorsorge kann bei einer Anlage, die nicht dem heutigen
Stand von Wissenschaft und Technik entspricht, r,veiterhin getroffen
sein. Das wird in der Klageenviderung Teil 2 näher dargelegl.

Hin:u kommt, dass sotrohl die ,,Deutsche Risikostudie Kernkrafnyerke -
Phase B" als auch die aktuelle Probabilistische Sicherheitsonalyse irn Rah-
ntcn (lct'Pt'riotltscltctt Siclterlteitsiiberpt'ir,fLtt:g tPSL"1 :trtrt Ergehtris ktulretr,
dass es in Biblis mit ,,entfernter" Eintrittsw'ahrscheinlichkeit zu einem
sclnveren Kernschmelzunfall kommt. Die Studien skizzieren yiele Dutzend
ntöglicher Llnfallablät5fe, die in Biblis B zur Atomkatastrophe fiihren können.
Es liegt also nachweislich eine Gefähr im atomrechtlichen Sinne y'or.



Die Gefahr ergibt sich weiterhin durch die grol3e Anzahl schtenuiegender
Sicherheitsmängel (rnehr als 200), die t,on ffiziellen Gutachtern und Reak-
torsicherheitsexperten (u. a. GRS tmd TÜr/ Süd) als sicherheitstechnisch
nachteilig bewertet wurden.

Ein Gro/3teil der Sicherheitsmängel sind lr[achteile bei der Beherrschung von
Auslegungsstörfiillen. Die gro/3e Anzaltl an Mängeln allein zur Beherrschrmg
von ,,Dampferzeuger-Heizrohr/ecks" oder von ,,Kleinen Lec/<s" stellen eine
Gefahr dar. Kommt es zu einem entsprechenden Auslösenden Ereignis, dann
mttss mit der Atomkatastrophe gerechnet werden.

Hervorzuheben ist ferner die völlig unzulcingliche Auslegung von Biblis B
gegen Erdbeben. Ein am standort Biblis möglicher ErdstoJS genügt, um so-
wohl ein ,,Auslösendes Ereignis" herbeintfi)hren (2.8. ein Leck) als auch die
erfo r d er lic hen sic h e rh eits sy s te me r edund anzüb ergr eifend zu z e rs tö r en.

Die von dem Beklagten akzeptierte verv+'endung der sog. 50?(,-Fraktile bei
der Erdbebenauslegung ist nach Aufassung des eigenen Gutachters des Be-
k I a g t en, d e r R S K -A r b e i ts grupp e s e i s m o I o gi e s otvi e d e s o b e rv e r *- a I tun g s g e -
richts Rheinland-Pfalz - bestätigt durch das Bundesvervvaltungsgericht -
nicht konservatit,. Insofern liegt auch hierdurch zweifellos eine Gefahr im
atomrechtlichen Sinne vor. (II 5.9 - 5.12)

Nach der eigenen Logik ist das eine Hilfsbegründung. Das Hauptar-
gument der Klage lautet: Biblis B entspricht nicht dem aktuellen
Stand 'u'on Wissenschaft und -fechnik. Das ist eine Gefahr mit der
Folge, dass eine Verpflichtung zum Widem:f nach g l7 Abs.5 AtG
besteht.

Zu den angeblichen Sicherheitsmängeln werden wir in der Klageer-
rviderung Tell 2 näher Stellung nehmen. Die Behauptungen sind
fachlich unbegründet.

e) Der Genehmigungsw'iderntf nach $ l7 Abs.5 AtG setzt eine,,erhebliche Ge-
fiihrdung" voraus.

Bei der Gefahr von Atomunfiillen ist die Erheblichkeitsschx'elle stets über-
schritten. (t/I l)

Was meinen die Kläger? Meine,n sie, bei Atomanlagen sei die
ErheblicNieitsschwelle der Wahrscheinlichkeit eines Schadens nicht
vorhanden? Meinen die Kläger. alles was technisch undi oder natur-
r'vissenschaftiich möglich sei, sei unabhängig von der Eintritts'uvahr-
scheinlichkeit eine Gefahr, die zum Widem:f l.erpflrchte? Oder nur:
u,enn eine Gefahr besteht. ist sie erheblich?

,,Erlteblich" ist eine Ge-fahr im Rechtssinne, v,enn beclerrtscune Recl.Ltsgiiter
v,'ie Lebett, Gesunclheit oder ticltt untvesentl[che I'ernögensg[iter betro/fen
sind. In cler Litet'tttur v,ird daherJttsr e inhe/lig die AulJ,tsstmg vertreten, dass
dem lIlorr ..erheblich" keine eigenstöndige BederttLrns zukommt [Gerhord

10



Roller 1994, GenehmigttngsauJhebung und Entschcidigung im Atomrecht, S.

Bel . (w r.1)

Der Begriff der Erheblichkeit bezieht sich auf die Eintrittswahr-
scheinlichkeit und nicht auf die Gefahr. Der Bescheid ist der Rechts-
auffassung des Hessischen VGH gefolgt. Der Angriff geht ins Leere.

Bei unztrreichender Risikovorsorge nach dem Stand von lI/issenscha"ft und
Technik liegt eine Gefohr im Sinne von g 17 Abs. 5 AtG vor.

Dies entspricht nicht der Auffassung des Hessischen VGH, der die
Behörde folgl. Beim Widemrf nach g t7 Abs. 5 AtG pruft die Be-
hörde, ob eine Gefahr besteht. Das Gesetz enthält keinen Bez.us zur
Vorsorge.

In der Zv,eckbestimmung des ,4tomgesetzes wird kein (Interschied gemacht
zwischen,,kleineren Risiken" und,,grö/3eren Gefahren". In S I Nr. 2 AtG
wird als Zweck des Atomgesetzes der Schutz von Leben, Gesundheit und
Sachgätern ,,vor den Gefahren der Kernenergie" genannt. Von einer (Jnter-
scheidung in Risiken und Gefahren ist nicht die Rede. (VI 2. - 2.1)

Defizite bei der Beherrschung von (Auslegungs)Störftllen und einer Kern-
schmelze stellen eine Gefoltr im atomrechtlichen Sinne dar. (VI 3.)

Auch dies restrltiert darcus, da,ss der Prffingsma/3stab fiir das Vorliegen
einer Gefahr die Einhaltung bzw. hier die I{ichteinhaltung des Standes von
Wissenschaft und Technik ist. (VI 3.1)

Hier r.vird deutlich, dass die Kläger denkbare Störfälle unabhängig
von der Eintrittsrn.ahrs cheinlichkeit al s Gefahr b ewerten.

Folgerichtig hat sich auch der Beklogte int angefochtetten Bescheid hei t{er
Prüftrng eines möglichen ittiderrufs nach S I7 Abs. 5 AtG mit den diesseits
ttorgetragenen Sicherheitsdefziten (,,technischen Sqchverhalten") normal
auseinandersetzt [Bescheid, S 33J. (rI .].3)

Die Behörde hat ausgeflihrt, ,,dass es sich hier nicht um Sicherheits-
mängel handelt." Bescheid S. 33

Auch "/ii, Defizite bei der Beherrschung so genannter ,, ausle-
gungsäberschreitender Ereignisse" kann eine Gefahr irn atomrechtlichen
Sinne keinesfalls yerneint v'erclen. (VI 3.4 - Schreibfehler korrigiert)

Auslegungsüberschreitende Ereignisse sind so unrvalrrscheinlicli,
dass eine Gefahr nicht besteht. Was sind ..Defizite"?

So liegt eine Gefahr jedenfolls bei Defiziten zur Beherrschung einer Kern-
schntelze t'or, sofern es auclt Mtingel bei cler Beltcrrschttng von AuslegLmg.s-
störjtillen gibt. Denn zu Scltädert an Lebert, Gesunclheit und Eigentttnt
komntt es dann, h'enn es in Folge eines nicht beherrschtett (Auslegtttgs-)
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Störfalls aufgrund einer mangelhaften ,,Kernschmelzfestigkeit" zrr massiven
Freisetzungen yon Radioaktivität kornmt. (VI 3.4)

Die Begriffe gehen durcheinander. Wir werden im zweiten Teil die
Rechtslage darstellen.

r qztt:

Defizite bei der Beherrschung i.,on (Auslegungs)Störftllen und einer Kern-
schmelze srellen eine Gefahr int Sinne von $ I7 Abs. 5 AtG dar. (VI 3.5)

Die Klage differenziert nicht zwischen der Beherrschung von Ausle-
gungsstörfiällen und Kernschmelzen. Diese Diskussion kann nur vor
dem Hintergrund des jeweiligen Sicherheitskonzeptes geflihrt wer-
den.
Mit dem Gesetz unvereinbar ist der Verzicht auf die Eintrittswahr-
scheinlichkeit. Der Begnff ,.Defrzit" ist in der Finanzkrise, nicht im
Atomrecht geläufig.

fl Schon einige ,, Einzelrisiken" begrtinden eine Gefahr im atornrechtlichen
Sinne, ohne dass eine ergrinzende probabilistische Bewertung erforderlich
wöre. (Vl4.)

Angesichts der Art ttnd Schwere der F olgen eines Atomunfalls genügt nach
dem Kalkar-Urteil auch schon eine ,,entfernte" Eintrittswahrscheinlichkeit

fir den l',tachveis einer Gefahr im Sinne t'on $ l7 Abs. 5 ,4tG. (r'l 5 )

Das Bundesverfossungsgericht hat im Kalkar-Urteil die allgerneine ,,Je-
desto-Formel" fiir die Anwendung auf dos Atomrecht prözise spezifziert und
tlie Schwelle ztrr Gefahr im Sinne des Atomgesetzes sehr genatt definiert
[Bveffi 4e, 8e (s. 142 f.)]:

Dass auch der Gesetzgeber sich möglicher schverer Gefahren bei der fried-
lichen Nutztutg der Kernenergie bew'usst h'ar, zeigt nrmal die L'erankerung
des Schutzzu'ecks des Gesetzes izl $ I Nr. 2 und 3 AtG. Bei der Art und
Schw'ere dieser Folgen ntuss bereits eine en('ernte lVahrscheinlichkeit ihres
Eirttritts gertiigen, um die Schutzp-flicht auch des Gesetzgebers konkret aus-

t.'zulosen.

Desiralb ist $ 7 AtG verfassungsmäßig.

Von einem Atomkrafnt'erk geht also bereits dann eine Gefohr im Rechtssin-
ne aLß, trenn ttLrch nur eine ,,entfernte" Eintrittsw'ahrscheinlichkeit./iir den
Eintritt eines U'nfalls gegeben ist. f L'l 5.1)

Das Zitat bezieht sich auf clie Schutzpflicht des Gesetzgebers und
sa,ut über die Antbrdemngen an den Gefährenbegitf gar nichts aus.

Der Gesetzgeber ist dieser Schutzpflicht durch die $$ 17, lL) AtG ge-
recht gervorden. ..Also" ersetzt keine Begründung.

g) fuIögliche [Jtt.follszenarien diesseits der Grenze des Erkenntnist'ermögens,
cLlso Getr,issht'iretr iiber mögliche Erei,gnisnhlä1y'b, sind /out Kctlktu'-(irtei/
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verfassungsrechtlich nicht nilässig, da t,on den Klägern - yvie dargelegt -
rur ein ,,Restrisiko", als reine ,,(Jnge'wissheiten" hingenommen werden
müssen. (VI 5.3)

Die Klage setzt mögliche Unfallszenarien gleich mit Gewissheiten.
Eine solche Gleichsetzuug ist weder logisch noch fachiich begrün-
det. Möglich in diesem Zusammenhang ist alles, was naturgesetzlich
nicht ausgeschlossen ist. Das jedoch ist keineswegs gewiss. So ist
keineswegs naturgesetzlich ausgeschlossen, dass ein Meteor auf das
Kernkraftwerk stürzt. Ein solcher Absturz ist aber nicht gewiss. Die
Kiäger verstehen den Kalkar-Beschluss nicht. Das BVerfG erklärt
nicht alle möglichen Szenarien fi.ir verfassungswidrig. Im Gegenteil.
Es betont, dass die Exekutive die Grenze zu bestimmen hat, ab cler
Risiken hinzunehmen sind.

Attch daraus folgt: Schon mit der Ermitthtng vorr beliebig geringen (entJbrn-
ten) Eintrittswahrscheinlichkeiten liegt eine verfassungsrechtlich unzulcissi-
ge Gefahr im Sinne von $ 17 Abs. 5 AtG vor. (VI 5.3)

Nun doch wieder Wahrscheinlichkeiten. Die K1äger nehmen weder
Rechtsprechung noch Literatur zur Kenntnis.

Fa:it. Nach der im Kalkar-Urteil fitr die l{tttzung der Atomenergie konk'eti-
sierten ,,Je-desto-Formei" liegt eine Gefahr im Sinne des Atomgesetzes
dann vor, wenn auch nttr eine ,,entfernte", das hei.,ßt eine beliebig geringe
Eintrittsv:ahrscheinlichkeir zu einem Atomunfall Jiihrt. Der Betrieb eines
Atomkrafi*\eil;s, in dem konkret beschreibbare rJnfallszenarien real eintre-
ten können, ist verfassungsrechtlich unzttlässig. (VI 5.4)

Hier können wir nur mit dem von den Klägern beliebten Kalkar-
Beschiuss antworten: ,,Vom Gesetzgeber im Hinblick auf seine
Schutzpflicht eine Regelung zu fordem, die mit absoluter Sicherheit
Grundrechtsgeführdun-een ausschließt, die aus der Zulassung tecirni-
scher Anlagen und ihrem Betrieb möglicher Weise entstehen kön-
nen, hieße, die Grenzen menschlichen Erkenntnisvermögens verken-
nen und lvürde weithin jede staatliche Zulassung der Nutzung r.on
Technik verbannen. Für die Gestaltung der Sozialordnung muss es

insorveit bei Abschätzungen anhand praktischer Vernunft berven-
den." (BVerfGE 49,89, 143)

Der klägerische Voftrag besagt, dass entgegen den lv'laßstäben des
Kalkar-Beschlusses das Atomgesetz verfassungsrvidrig sei, rveil es

eben solche Risiken zulässt. Zur Begnindung fehlt allerdings jeder
Vorlrag. Wir bitten, r''on einer Vorlage aufgrund des Vorlrags abzu-
sehen.

Die Exekutit,e nutss Gefahrett tJurch hittreichend konsen'atit.'e .lnnahmen
ausschlief en.

Im Lt-hyl-LIrteil betont clos IJutttlest'ent'olttutgsget-icht, class Ge.ftthren wtcl
Risikett clnt{urch ousgeschlossen ytertlen nt[issen, class bei der Risikoennttt-
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Itmg und Risikobew'ertung anhand des lu{a/3stabes des Standes von lVissen-
scha"ft und Technik hinreichend konservative Annaltmen anniegen sind
[BVemvGE 72,300-332J:

,,Gefahren und Risiken müssen, wenn die erforderliche Vorsorge im
Sinne von S 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG getroffen sein soll, praktisch ausge-
schlossen sein; das insoweit erforderliche Urteil hat sich am ,Stand
von Wissettschaft und Technik' ztt orientieren. (Jnsicherheiten bei
der Ri.sikoermittlung und Risikobewertung ist nach MaJ3gabe des

sich daraus ergebenden Besorgnispotentials durch hinreichend kon-
servative Annahmen Rechrumg zlt tragen, ( )" (VI 6 )

Auch das Wyhl (!)-Urteil bezieht sich auf die Erteilung einer atom-
rechtlichen Genehmigung und nicht auf den Zustand einer Anlage,
mithin nicht auf den Widemrf der Genehmigung.

h) Die Gefohr im Stnne von $ 17 Abs. 5 AtG muss nicht unmittelbat' bevorste-
hen. (VI 7.)

Da S l7 Abs. 5 AtG weder vom Wortlaut noch aus dem Kontext eine Ein-
schränkung dahingehend effihrt, dass er nur auf ,, anlagenbezogene" Gefah-
rensitttationen anzuwenden sei, besteht eine Verpflichtung der Behörde ztrm
Genehmigungswidenuf atrch bei der Gefohr von Terroranschlägen, Sabota-
geakten und sonstigen äu/3eren Einv,irkungen.
(vr 8)

Bei der Gefahr solcher Einrvirkungen Dritter, nicht aber bei der blo-
ßen Bel.)auptung. Für eine Genehmigung entschied das BVerwG:
.,Wenn ein absoluter Schutz gegen terroristische Anschläge auf
atomrechtliche Anlagen unmöglich ist, schließt das nicht den nach
dem Stand von Wissenschaft und Technik erfbrderlichen Schutz aus.

Der Drittbetroffene kann hiernach keine bestimmten Schutzvorkeh-
rungen beanspruchen; einen derartigen Anspruch macht der Kläger
hier auch nicht geltend. Legt er einen Geschehensablauf dar. der eine
Lücke irn Konzept zur Beherrschung sonstiger Einwirkungen Dritter
aufzeiE, der zugleich so wahrscheinlich ist, dass el nicht mehr dem
Restrisiko zugerechnet werden darf, und dessen Folgen geeignet

sind, die äußerste Grenze der erforderlichen Schadensvorsorge zu
überschreiten, darf er die Gewährleistung des entsprechenden
Schutzniveaus verlangen."
(BVeni'G. Llrteil l'om 10. Apnl 2008,7 C 39/07, tui.

Den Anfcrrderungen an die Darlegungslast entspricht die Klage nicht.

5) Risikovorsorge und Restrisiko

o) Die Entsclrciduttg cles Beklagten srchr tticht in Einklang ntit iler nktuellen
Rechtsprecltung des Bundest'erttaltungsget"ichts. So hei/3t es irt dent ange-

.f'ochterLen Bescheid, es besti.inde die tr'[öglichkeit einer Restrisikoninimie-
t'ttng, eine Risikot'orsorge gegen ,.ctuslegunqstiberschreitende Er<:igrtisse"
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sei nicht zvtingend erforderlich ttnd ar.tfJerdent sei diese auch nicht dritt-
schätzend [Bescheid, S 22j:

,, Die B eherrschung der deterntinistis ch fes tgelegten Auslegung,gstör-

fiille der Ebene 3 ist als MaJ3nahme der Gefahrenabwehr zwingend.
erforderlich und vermittelt auch Drittschutz, wohingegen fuIa/3nah-
men gegen auslegungsüberschreitende Ereignisse nicht der tatbes-
tandlichen Schodensvorsorge, sondern dem nicht drittschützenden
Bereich der Restrisikominimierung zugerechnet werden. "

Diese Rechtsatffissung yyurde atn 10. April 2008 \)otn Bun-
desvemvaltungsgericht zurückgewiesen. Das Gericht l*tüpft dabei wtmittel-
bar an die Kalkar-EntscheidurLg und an das Wyl-Urteil des Bttndesverwal-
tungsgerichts an. So verneint es die lvIöglichkeit einer ,,Restrisikominimie-
rung", ,,da das Restrisiko dttrch einen nicltt weiter minimierbaren, ,un-
entrinnbaren'Rest gekennzeichnet ist" [BVerwG 7 C 39.07, Rz.32f.J. Da-
mit bestätigt das Bundesverwaltungsgericht erneut die Restrisiko-Defnitiorr
des Kalkar-Urteils, yttonach es sich hierbei lediglich um ,,Ungewissheiten"
jenseits des menschlichen Erkenntnisvermögens handelt, und insofern eine
,,Ztrordnung" konkreter Unfallablciufe zum Restrisiko schlichtweg unmög-
lich ist.

Gestätzt auf das Konzept des ,,dynamischen Grundrechtsschutzes" - wie
attch im Einklang mit dem Begriff der bestmöglichen ,,Gefahrenabwehr und
Risikovorsorge", den das Bundesverwaltttngsgericht später im Wyl-Urteil
in prin;ipieller Gleichset:Ltng beider Aufgabenbereiche zu einem einheitli-
chen Vorsorgebegriff jenseits des Restrisikos weiterentwickelt hat
[BVer**GE 72, 300, 315J - stellt das Bundesverwaltungsgericht in seinem
Llrteil vom 10. April 2008 fest, dass Schadensvorsorge nicht nur gegen Aus-
legttngsstörftlle, sondern attch gegert ,,auslegttngsüberschreitende Ereig-
nisse" (Sicherheitsebene 4) erforderlich ist. Auch lasse sich diesbezüglich
eine drittschützende Wirkung nicht verneinen [BVerw'G 7 C 39.07, Rz. 32f.].

,,Mit dent vom Bundesverfassungsgericht ver/angten Konzept tles
dynamischen Grundrechtsschutzes ist es nicht vereinbar, die tatbes-
tandliche Schadensvot'sorge an das statische Kon:ept der Ausle-
gungsstör/tille zu binden und |l.laf3nahnten gegen Risiken durch aus-
Iegtmgsüberschreitende Ereignisse dem Versagttngsermessen zltzLr-

ordnen (... ).

Hiernach ltisst sich auch die drittschiitzentle lI/irkung der Vorschri-f-
ten iiber die erforderliche Schadensvorsor4:e nicht yerneinen."

Das aktuelle Llrteil des Bundesyenvaltungsgerichts sttit:t insofern gan: v'e-
sentlich die diesseitige Rechtstuffiswng, v'ie sie im Antrog yotrt 9. Septent-
ber 2005 dnrgelegt wurde. Der onge.fochtene Bescheid ertt'eist sich damit
ttuclt im Licltte t{er aknellen höchstrichterlic,hen Rechtsprechung als
rechtswidrig (II 3-5)

Die Klageenviderung ',vird auf das Urleil des Bundesvenvaltungs_ee-
richts vom 10. April 2008 näher eingehen. Nach Vorlage des vom
BNIU eingeholten Gutachtens des Öko-lnstituts und der Stellung-
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nahmen des TÜV wird die Behörde entscheiden, ob eine emeute Be-
scheidung erforderlich ist. Der Drittschutz wurde erweitert. Die
Konstrukte der Kläger zrtm Restrisiko finden im Urteil vonl
1 0.04.2008 keine Stütze.

b) An der Verfassungswidrigkeit der Betriebsgenehmigung von Biblis B ändert
sich auch dadurch nichts, dass nach dem Kalkar-Urteil ein so genanntes

,,Restrisiko" els ,,sozialadäquate Last" zu akzeptieren ist. Denn das Bun-
desverfassungsgericht hot das zu akzeptierende Restrisiko sehr genau als
ein solches definiert, welches rein ,,hypothetische" Unfallablciufe jenseits
des menschlichen Erkenntnisvermögens betriffi. Allein diese,, (Jngewisshei-

ten" müssen hingenommen werden (vgl. Zffir IV).

Der Betrieb eines Atomkraftwerl<s ist demnach unzttlässig, wenn mögliche
unfallszenarien erkannt wurden. Da fiir Biblis B mit den Sicherheitsstudien
D utz e n d e ko nkr e t v o r s t e I lb ar e un d b e s c hr ei b b a r e Unfo I I ab I äufe nac h g ew i e -
sen wurden, ist der Betrieb umgehend einzustellen. (II IVr. 9)

Die Klage argumentiert: Nur Risiken jenseits des menschlichen Er-
kenntnisvermögens sind zu akzeptieren. Es lassen sich Unfallabläufe
denken, die nicht beherrscht werden, also ist der Betrieb einzustel-
len. Jeder Bezug zum Gesetz - und zur Realität - fehlt. Die Ent-
scheidungen, auf die sich die K1äger berufen, tragen diese ,,bemer-
kenswerten Erkenntnisse" nicht. Den Klägern fehlt das technische
wie rechtliche Verständnis.

Il/ährend das zu akzeptierende,,Restrisiko" lediglich,,(Jngewissheiten"
jenseits der ,,Grenzen des menschlichen Erkenntnisvermögens" betrffi, lie-
gen diesseits der ,,Grenzen des menschlichen Erkenntnisvermögens" alle
klar erkannten Ereignisablätfe einschlieJ3lich der so genannten ,,aus-
legtmgsäberschreitenden Ereignisse ". (IV 6)

Für die Kläger sind alle denkbaren Ereignisabläufe bereits klar er-
kannte und damit eine Gefahr. Die Formel des Bundesverfassungs-
gerichts aus dem Kalkar-Beschluss erweist sich bei näherer Betrach-
tung keineswegs als präzise. Das macht gerade die Klage deutlich.
Nach den Klägem soll alles, was wir uns ausdenken (und phantasie-
ren), zum Bereich der Risikovorsorge gehören.

Das BLmdesverfasstutgsgericht hat den Begrilf ,,Restrisiko" sehr exakt def -
niert und y'on der t,erfassungsrechtlich gebotenen ,,Gefahrenabv,ehr tnd Ri-
sikovorsorge " klar abgegrenzt.

Dcts ,,Restrisiko" ist definiert als ein Bereich der Ungewissheiten jenseits
d es m en s ch I i c h en E r kenn tnist' e rmö gens.

Die Sclntelle zu dem zu akzeptierenden,,Restrisiko" ist bestimmt clurch die
,,Grenzen ntenschlichen Erkenntnisvermögens" [BVer.fG 49, 89 (143)J 

"

..I'onr Gt'set:geber irn Hinblick a( seine Scltur:pflicltt eine Rege-
Irtrtg :tt J-ordcrn, die mit absoluter Sicherheit GrunclrechtsgeJähr-

c)

d)
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dr.mgen ausschlief3t, die aus der Zulassung technischer Anlagen
und ihrem Betrieb möglichenveise entstehen können, hieJ3e die
Grenzen menschlichen Erkenntnisvermögens verkennen tmd wär-
de weithin iede staatliche Zulassung der lrlutzung von Teclmik
verbannen. "

Die Schwelle zum Restrisiko ist mit Hilfe von ,,Abschcitzungen anhand prak-
ti,scher Vernunft" vorzunehmen [BVerfG 49, 89, I43J;

,,Für die Gestaltung der Sozialordnung muss es insoweit bei Ab-
s chdtzungen anhand praktischer Vernunft bewenden.

Die schwelle ntm ,,Restrisiko" wird im Kalkar-urteil auch als ,.scit,,-elle
praktischer Vernunfi " bezeichnet.

Das ,,Restri.siko" selbst wird als ein Bereich der ,,(Jngew,is,sheiten' ttnfi-
niert. Dieser Bereich der Ungewissheiten liegt jenseits der ,,Grenzen des
menschlichen Erkenntnisvermögens " [BVerfG 49, 89 (I 43)].

,,Ungewissheiten jenseits dieser Schwelle praktischer Vernunft haben ihre
(Jrsache in den Grenzen des menschlichen Erkenntnisvermögens; sie sind
tmentrinnbar und insofern als sozialadtiquate Lasten von allen Bürgern ztt
tragen." QV 6 l)

Wenn man mit der April-Entscheidung des Bundesverr,rraltungsge-
richts den Bereich der Vorsorge bis zu jener Schwelle fassen r.vtrrde,
so würde daraus folgen: Für die Erteilung von Genehmigungen ist
darm zu bestimmen, welche Vorsorge gem. $ 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG er-
forderiich ist und firr den Widemrf nach g 17 Abs. 5 AtG wegen
w-elcher Gefahren ein Widemrf erforderlich ist. Die bisher übliche
Abgrenzung der verschiedenen Sicherheitsebenen ist letztlich nur ei-
ne sprachliche Differenzierung des Maßes der Erforderlichkeit.

e) Doss ein ,,Resirisiko" zu alczeptieren ist, bedeutet nicltt, dass man mögliche
Schriden kalkr;lierend in Kauf nehmen dad Es kam tJem Bundesverfas-
stmgs?ericht lediglich ciarauf cn, darartJ hinzuruei.gen, dass in der Lebe,nre-
alität nichts ,,mit letzter sicherlrcit" a.usgescltlossen werden kann [BVerfG
4e, 8e (137)1.

,,Diese Überlegtmgen gelten attch im Hinblick at('clas sogeltentxte
Restrisiko, das im Rahmen des $ 7 Abs 2 Nr 3 AtomG in Betracht ztt
ziehen ist. ll/ährencl diese Vorschrift, w,ie noch darzulegen ist, einen
Restschaden aus ,ler Errichtung ocler dent Betrieb einer Anlage niclrt
in Kauf nimmt, liisst sie Genehmigungen dann zu, v)enn clie lltahr-
scheinlichkeit eines kün"ftigen Schadens nicht mit letzter Sicherheit
ctus: us ch lief) en is t. "

Die Verfassungsrichter macltien deutliclt, doss Grttndrechtsgefiiltrdtmgen
niemals,. mit abs o I uter Siche rheit " aus ges clt los s en r,t'e rclen können.

li



Mit der Definition eines Restrisikos im Kalkar-Urteil ging es ihnen darum,
die staatliche Zttlassr.tng ,,von Technik" - yor allem also um die Zulassung
von anderer Technik als Atomtechnik - nicht grundscitzlich zu untersagen,
soweit gegen diese Technik nur rein hypothetische Bedenken - ncimlich rei-
ne ,,(Jngetvissheiten" - einzttwenden sind, die mit den Mitte/n des menschli-
chen Erkenntnisvermögens nicht nachvollzogen werden können [BVerfG 49,
8e, 143J. 6.2)

Der Kalkar-Beschluss entschied nur über die Zulassuns der Atom-
technik. Alles andere ist Phantasie.

fl Da es sich beim,,Restrisiko" um einen Bereich der ,,Ungewissheiten" jen-
seits des menschlichen Erkenntnisvermögens handelt, geht es hierbei um ein
rein hypothetisches Risiko, von dem man nichts Nriheres wei/3.

Es geht also um Sicherheitsrisiken, die nach dem Stond der Wissenschaft
völlig unbekannt sind, da sie jenseits des menschlichen Erkenntnisvermö-
gens liegen.

Das hei/3t aber umgekehrt, dass klar erkannte Ereignisabläde, die zu einem
Atomunfall fuhren können, die also nicht jenseits der Grenze des menschli-
chen Erkenntnisvermögens liegen, auch nicht dem Restrisiko ,,zugeordnet"
werden können. [Alexander Rofinagel, NVwZ ]984, S. 14l; indirektwieder-
gegeben nach Gerhard Roller 1994, Genehmigungsaffiebung tmd Entschö-
digung im Atomrecht, S. 581:

,,Ereignisse, deren AblauJketten klar erkannt sind und über deren
Eintrittshäu"/igkeiten sich probabilistische Aussagen trffin lassen,
können aber schlechterdings nicht jenseits dieser Grenzen (des
menschlichen Erkenntnisvermögens) liegen. " (IV 6. 3)

Eine bemerkenswerte Erkenntnis: Was erkannt ist, liegt nicht jenseits
der Grenze des menschlichen Erkenntnisvermögens. Für die Be-
gnindung eines Widemrfsantrags ist damit jedoch noch nichts ge-
wonnen.

Ohne Zweifel können jegliche denkbaren und beschreibbaren Unfallsze-
narien, die durch die Sicherheitssysteme eines Atomkraftwerks nicht defini-
tiv attsgeschlossen werden können, nicht dem Restrisiko zttgeordnet werden.

Wenn man das Restnsiko so definiert, darur ist es so.

Sind derartige Linfallszenarien bei einem Atontkrafnt'erk nicht vö/lig auszlt-
schlief3en, dann stellt der Betrieb eine Gntndrechtst'erletz,ung dar.

Diese Behauptung ist falsch. Die Kläger machen sich nicht die N'1ü-

he, sich mit der verfässungsrechtlichen Dogmatik von Grundrechts-
verletzungen auseinanderzusetzen. Nach dieser Logik müsste bei-
spielsw'eise soforl der Flugverkehr eingestellt 'uverden, denx ein
Flugzeugabsturz ist nicht vö11ig auszuschließen. Der vö11ige Verzicht
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s)

h)

auf die Technik, natürlich auch auf die Medizintechnik, würde unser
Leben aber nicht zwangsläufig ..sicherer,, machen.

Die nachfolgende Tabelle ist die willkürliche Interpretation des Kal-
kar-Beschlusses durch die Kläser.

Tabelle: Abgrenzung des ,,Restrisikos" von der Sphäre der ,,Gefahrenab-
rvehr und Risikovorsorge" nach dem ,.Kalkar-Urteil,.:

Sicherheitsberei-
che:

,,Gefahrenabwehr" &,,Risi-
kovorsorqe"

,,Restrisiko"

,,Einheitliches Vorsorqeqebot"
Definition: konkret beschreibbares Risi-

ko diesseifs der Grenzen
menschlichen Erkenntnis-
vermögens

rein hypothetisches
Risiko 7'enseifs der
Grenzen menschli-
chen Erkenntnisver-
möqens

Sind Risiken in die-
sem,,Bereich" ver-
fass u ngsrechtlich
zulässiq?

Nein )a

(IV Nr. 6 ff)

F lugzeugabstärze därfen nicht els aus / e gungsübers chreitencle Ereignis s e
dern Restrisiko :ugeordnet yverden;

Vor diesem Hintergnmd ist es verfosstmgsrechtlich urtntlcissig, beispiel,s-
x'eise Flugzeugabstürze als so genannte ,,au,tlegtmgsäberschreitencle Ereig-
nisse" willkijrlich dem Restrisiko ,,zuzttordnen" ttnd die Schadens\.orsorge
Iediglich als,,freiw'illige " tvtarßnahmen der,, Restrisikotninitnieltng" einztr
stufen. Die Definition cies Restrisikos im Kalkar-LIrteil verbietet eine so/che
,,Zuordnung".
(IV, ltlr. 6.4, ebenso t'l,lr. 3.1 ./f, 6 2 "f.)

Mit dieser Argurnentation müssten alle Kemkraftwerke stillselesr
u,erden.

i) Zusammertfassuttg 7um Restrisiko:

Fa:it;
Die,,Zuordnwtg auslegungsäberschreitender Ereigttisse zLtm Restrisiko"
beruht auf einer ,,merl*vürdigen systentatik", clie dem detrtschen sicher-
h e i t s r e c h t t u t d cl e n Gn m tls ä tz e n d es Ka I ka r -Lrr t e i I s z utr.' i cl e r I ti uft.

Mttn muss dies einstufen als das )r,d.r e,s ist; der Versuch, bei real esis-
tiet'enden Sicherheitsliicken die rechtlich noht'endigen Konseqtrenzen cltrrcJt
eine vvillkiirliche, unter dem Einfluss der Atomindustrie herbeigeJiihrte, je-
doch JehIerhcfte rechtIiche Konstntktiott ztt vernteitlen.
Selbst clie Beigeladene gibt ztr, class es sich bei clen zLtgrtLnc{e /iegenclett
ges taLfelten Siche rheitskonzepl lecliglic h unt ei n " Gedcutkenntoclel l " h o ncle it,
dns rechtliclt irrelet'ant ist, v'eil es kein "Genehnigurlgsgegetlstctnd,, ist.
Die Kläget' haben ausschlief3lich Llngev.'isslteiten jertseits cles nrcnscltlichert
Erl;enntnist'erntögens als sozioladiicluctte Last ztt trageil. Sonst nichts.
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Anders ausgedrückt." Konkret vorstellbure und beschreibbare Unfallszena-
rien stellen kein von den Klc)gern ru akzeptierendes Restrisiko dar. 'ff/eist
eine Anlage derartige Sicherheitslücken auf, dann liegt nach dem Kalkar-
Urteil eine Gnmdrechtsverletzung vor mit der Konsequenz, dass die Be-
triebsgenehmigttng zu widernrfen ist. (IV It{r. 6.7)

Hier wird die Argumentation der Kläger sehr deutlich formuliert:
Beschreibbare Unfallszenarien sind kein Restrisiko. Wenn eine An-
lage nicht gegen alle beschreibbaren Unfallszenarien ausgelegt ist,
soll eine Grundrechtsverletzung vorliegen, mit der Folge des Wider-
rufs der Betriebsgenehmigung. Nachfolgend wird deutlich formu-
liert, dass gegen alle denkbaren Unfallszenarien Vorsorge zu treffen
ist, unabhängig von ihrer Wahrscheinlichkeit.

Diese Argumentation entspricht nicht mehr den sehr weit gehenden
Anforderungen des Bundesverf'assungsgerichts und auch nicht der
neueren Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts.

6) Schutzpflicht des Staates, dynamischer Grundrechtschutz und Grund-
rechtsverletzung

Die Klage flihrt aus:

a) Gestätzt auf das Konzept des ,.dynantischen Grundrechtsschutzes" - wie
auch im Einklang mit dem Begriff der bestntöglichen,,Gefohrenabwelr tmd
Risikovorsorge", den das Bundesvemvaltungsgericht spciter im Wyl-Urteil
in prinzipieller Gleichsetzung beicler Aufgabenbereiche zu einem einheitli-
chen Vorsorgebegri"f jenseits des Restrisikos weiterentwickelt hat
[BVeru"GE 72, 300, 3]5J stellt das Bttndesverwaltungsgericht in seinem
Urteil vom 10. April 2008 fest, dass Sclndensvorsorge nicht nur gegen Aus-
legungsstöffille, sondern auch gegen .,atrslegungsüberschreitende Ereig-
nisse" (Sicherheitsebene 4) erforderlich ist. Auch lasse sich die.sbezüglich
eirte drittschüt:encle ll'irkung nicht yerneinen [BVenvG 7 C 39.07, Rz 32,f.]'

,,LIit dem yom Bundesverfasstntgsgericht verlangten Konzept des ciyna-
mischen Grundrechtsschutzes ist es nicht vereinbar, die tatbestonclliche
Schadensvorsorge an das statische Konzept der Aus/egungsstöffille nt
binden und Maf3nahmen gegen Ris iken durch auslegungsüberschreitende
Ereignisse dem Versagungsermessen zuzuordnen (...)
Hiernach lcisst sich auch die drittschiitzende LTirktng der I'orschriften
iiber die erforderliche Schadensrorsorge nicht r-ertteinen. "

Das oktuelle Ltrteil cles Bundesyentoltungsgerichts stützt insofern ganz ve-
sentlich die diesseitige RechtscufJassurtg, wie sie im Antrag t'om 9. Septem-
ber 2005 dargelegt vurde. Der angeJbchtene Bescheicl ent'eist sich damit
auch im Lichte der aknrcllen höchstrichterlichen Rechtsprechun.q als
rechtsv.idris (il iu'r. 5 tgl. It'l.ir 2.5, L'l htr. 2.7)
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Ohne Zweifel können jegliclrc denkbaren und beschreibbaren Llnfallszena-
rien, die dttrch die Sicherheitssysteme eines Atomkrafnterl<s nicht definitiv
ausgeschlossen werden können, nicht dent Restrisiko zugeordnet werden.

Es sind derartige Unfallszenarie.n bei einem Atomkraftwerk nicht völlig uus-
zuschlieJ3ert, dann stellt der Betrieb eine Grtrndrechtsverletzung ddr. (IV
l,lr" 2.5; ebenso VI Nr. 1.4)

Hier wird wieder die schlichte Behauptung formuliert: Wenn denk-
bare Unfallszenarien nicht völlig ausgeschlossen werden können,
stelle der Betrieb des Kernkraftwerkes eine Grundrechtsverletzung
dar. Die Kläger verstehen nicht die Formulierung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum dynamischen Grundrechtsschutz.

b) Bei unzureichender Risikovorsorge nach dem Stand von Vf/isse.nschaT

und Technik liegt eine Gqfahr im Sinne von $ 17 Abs. 5 AtG vor.

Das Bundesver *^altungsgericht hat wie ebenfalls schon an-
gesprochen - den Begrff der bestmöglichen ,, Gefahrenabwehr und
Risikovorsorge" im Wyl-Urteil in prinzipieller Gleichsetzung bei-
der Aufgabenbereiche zu einem einheitlichen Vorsorgebegri,ff jen-
seits des Restrisikos weiterentwickelt [BVerw'GE 72, 300, 3]5/.
(IV l{r. 2.7)

Richtig: Wy'hl

Mögliche rJnlallszenctrien diesseits der Grenze des Erkenntnis-
verrnögens, also Gewissheiten äber mögliche Ereignisablcitlfe, sind
laut Kalkar-Urteil verfassungsrechtlich nicht zulässig, cla von den
Klcigern - w,ie dargelegt - nLtr ein ,,Restrisiko", als reine ,,(Jnge-
w^is s he i t en " hingeno mmen w er de n m üs s en.

Auch dcrraus.folgt'
Schon mit der Ermitilttng von beliebig geringen (entfernten) Ein-
trittswahr,scheiniichkeiten liegt eine ver.fassttngsrechtlich unzulässi-
ge GeTahr im Sinne von $ 17 Abs. 5 AtG vor. (17 |trr. 5.3)

Das rviederholt sich ständig, ohle begrundet zu werden.

Die Erekutive ist dazu verpflichtet, den geforderten dynamisclLen Gntnd-
rechtsschutz,, u'illkürfrei " durchzr.ts etzen. (V ltrr. 7)

iVacJt dem Kalkar-Urreil isr eine luufende Anpassung an den jew'e;ls neues-

ten Erkenntnisstartd im Sinrue eines dt,namischen Grwtdrechtsschutzes zu
gevährleisten. Diese stiindige ,lrtposstutg tturde in die Hond der Exehttive
gegeben, weil diese die daJiir noFvendigen Scltritte schrteller realisieren
kann ols der (lesetzgeber.

Ltttt{ricrigc Gcsct:gebungsverfahren v,üren ein I{emmnis.fiir eine stöndige,
dy'namische Weiterenht,icklung der Anforderungen [BVer.fGE 49, 89, ]39 f.l:

c)

d)

2I



,,|,{Ltr eine lattfende Anpassung der fur eine Risikobeurteilung ma/Sgebli-
chen (Jmstände an den jeweils neuesten Erkenntnisstand vermag hier
dem Grundsatz einer bestmöglichen Gefohrenabwehr und Risikovorsorge
zu genägen. Diese Beurteilung in die Hand der Exekutive zu geben, deren
rechtliche Handlungsformen sie fir die erforderliche Anpassttng sehr
viel besser attsrüsten als den Gesetzgeber, dient auch insoweit einer Dy-
namisierung des Rechts güters chutzes. "

Das Bundesverfassungsgericht hat die ,,unbestimmten Rechtsbegrffi" in S
7 AtG nur unter der Ma/3gabe als verfossungsmä/3ig zugelassen, dass die
Exekuilve Jiir den als zw'ingend notuvendig erachteten Rechtsgüterschutz
sorgt.

Daraus resultiert eine Verpflichtung fiir die Exekutive, diese ständige An-
passung an den aktuellen Stand von lVissenschaft und Technik und insofern
eine bestmögliche Gefahrenabw,ehr und Risikovorsorge auch tatsächliclt
vorzunehmen. Die Exekutive ,,kann" diese Anpassung nicht nur vornehmen,
sie ,,mtrss" sie vielmehr vornehmen. (IV Nr, 4.13)

Die K1äger verwechseln hier wieder: Die Aktualisierung bezieht sich
auf die Anwendung der unbestimmten Rechtsbegnffe im Rahmen
der Erteilung von Genehmigungen. Daraus folgt jedoch nicht eine
Pflicht, genehmigte Anlagen laufend anzupassen. Neue Erkenntnisse
sind auch bei $ 17 AtG relevant. Das entspricht der behördlichen
Praxis.

Entsprechend ,,muss" die Exektttive handeln.

l{ach dem Kalkar-Llrteil besteht fir die Exekutive eine Verpflichtung, die
nötige Anpassung an den Stand von lI/issenschaft und Technik zu er:v,ingen.
Sollte die Exekutive diesem Erfordernis nur rnit Hilfe eines IViderrufs der
Betriebsgenehmigung nachkommen können, dann i.st sie zu diesent Schritt
verpflichtet. (IX 4.13, ebenso 4.14)

Nur. rvenn das erforderlich ist und keine Abhilt'e erfolgen kann.

7) Ermittlungsdefizit

Das Bunclest'ervvcrltungsgericht verlangt im W\t.vl-Urteil :trclem, class clie Behörcle
bei ihrer Risikoernittlung und -bev.'ertung ,.die Ll'issenschafr zu Rote" ziehen muss.

Der Bel;lagte hat.fiir den angeJochtenen Bescheid jedoch nicht ,,die Ll/issenschaft"
:u Rote ge:ogetl. sonclern mit den TÜl'Siid eine Gtrtctchterorganiscrtion. Jie eng in
die Geschichte cler ^{tomw'irtschctfi involviert ist ntd als Aty'tragsgtttachter grovie-
rcttdt-.fittLuriellt' I'erluste zu beklagen hätte, wetm der .-1toni;ra,fnt'erksblock Biblis
B stillgelegt v,ertlen wiirde. Mit unabhcingiger ,,LVissenscltnrt" i- Sinne einer ver-

fasstrngsrechtlich garontierten Forschtotgsfreiheit haben Stelltmgrtahmen des TÜI-
Säcl rur wenig zu tun. (II Nr. 26)
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Der TUV berät die Behörde nrit praktischer Erfalrrurrg und wissen-
schaftlichem Sachverstand..

8) Bervertungsdefizit

Der atomrechtliche Sacht'erstönclige hat die ntehr als 150 Sicherheitsmöngel rur
dahingehend geprffi, ob aus den vctrgetragenen technischen Sachverhalten ein

,, Sicherheitsdefzit" ableitbar ist. Da nach wohl herrschender Meinung ein
,,Sicherheitsdefizit" damit gleichntsetzen ist, dass die ,,Schyvelle der Gefahr über-
schritten" ist, fand lediglich eine Prüfung dahingehend statt, ob wegen der Sicher-
heitsmängel ein Widerruf nach $ l7 Abs. 5 AtG in Be.tracht kommt. (II Nr. 14)

Die Behörde hat alle ihr beksmten Erkenntnisse herangezogen. So
wird sie auch die vom BMU in Auftrag gegebene Studie des Öko-
Institutes auswerten. Ein Sicherheitsdefizit ist mit einer Gefahr nicht
gleichzusetzen.

Der atomrechtliche Sachverständige hat demrtach überhaupt nicht überprffi, ob die
Sicherheitsmängel Ausdrttck einer ttnzureichenden Risikovorsorge nach dent Stand
von ll/issenschaft und Technik sind. Die Stellungnahme des atomrechtlichen Sach-
verständigen gibt f)r die Bewertung eines ntöglichen lViderrufs v'egen Wegfalls
einer Genehmigttngst'oraussetzLtng (Stand yon Wissenschaft und T'echnik) gemct/3 $
i7 Abs. 3 I,'lr. 2 AtG insofern überhaupt nichts her.

Weil eben die Behörde und der TÜV nicht der Auffassung sind, dass
eine kemtechnische Anlage stets dem aktuellen Stand von Wissen-
schaft und Technik entsprechen muss.

Dennoch bezieht sich der Beklagte bei seiner Prffimg, ob ein Il/iderrtf der Be-
triebsgenehntigrng gemä/3 S 17 Abs. 3 lVr. 2 AtG w'egen unzttreichender bzv'. nicht
bestmöglicher Schadensvorsorge in Betracht kommt [Bescheid, S 9ff ], ganz maf3-
gehlich atf die Stellungrtahme des atomrechtlichen Sachverstäncligen IBescheid, S.

I9 u. ,,Zusamntenfassende Bewertmtg" S 311

Die Behörde hat alle vom Sachbeistand der Kläger vorgetragerren
Argumente sorgfüitig geprüft. Auch die neuen Behauphurgen werden
Äerzpif -o^-'iRL<!Hr urt.

Die Behörcie ist daher bei ihrer Ber.rteilung der Tatbestandsseite bnt,. bei ilrer
E rmes s ens aus iihung nic ht von einem zutrffi nden Sachverhalt aus ge gcmgen.

Wie soll clas mit der Aussage in Einklang stehen, dass hinsichtlich
der technischen Gesamtbeweftung zrvischen den Parteien Eini-ekeit
bestehen soll?
Dre pauschale Rüge ist nicht überprufbar.

Der angefochtene Besclteid ist also auclt insofern rechlsvtidrig, ols der Beklagte die
.4hlelttnutg eines lL'iderru/ gemcifJ € I7.1bs 3 )ir. 2 AtG uL('eine Sacln'erstäncligen-
stcllungttohttte stiir:t, die hiejiir nichts hergibt, clo lediglich die l:orausset:ungen
eines trL'idern/s gemä,ß { l7 ,4bs. 5 .!tG iiberpritft.,tttrden.
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Da die Genehmigungsvorqussetzung einer bestmöglichen Risikovorsorge weder
von dem Beklagten selbst noch von dem atomrechtlichen Sachverständigen über-
prült wrtrde, liegt ein gravierendes Ermittlungs- und Bev"'ertungsdefizit vor.

Wir venveisen auf S. 9 ff. des Bescheids,

Dass sich der Beklagte eine derart tenden:iöse und fachlich nicht haltbare Stel-
Ittngnahme zu Eigen macht und den angefochtenen Bescheid ganz wesentlich da-
ratrf stützt, stellt ein gravierendes Ermittlungs- und Bewertungsdefizit dar. Auch
aus diesem Grttnd ist der Bescheid rechtswidrig (I Nr. 24)

Die Kläger machen es sich leicht, die Arbeit des Sachverständigen
als ,,nicht haltbar" zu denunzieren. Leider fehlt jegliche Auseinan-
dersetzung mit der Stellungnahme des TÜV. So wiederholt die K1a-
ge in ihren Anlagen nur den bisherigen Vortrag, ohne sich mit der
Stellungnahme des TIJV inhaltlich zu befassen.

9) Widerruf

Die eigentliche Klage dient der Prüfung, ob der Beklagte angesicltts der
unbestreitbar vorliegenden Tatbestandsvorattssetzungen f)r einen Geneh-
migtmgs-ll/idernf au"f der Rechtsfolgenseite die richtigen Schlüsse gezogen
hat.

Da das tliesseits substantiiert bestritten v,ird, besteht ein Anspruch auf voll-
ständige gerich tl iche Kontrol le.

Die Betriebsgenehmigung von Biblis B ist nach $ 17 Abs. 3 Nr. 2 AtG i. t/.

m. S 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG zr.t tt'iderrt4fen, v'eil die Anlage nicht mehr dem ak-
ttrellen Stand von LYissenschaft und Technik entspricht, die verfassungs-
rechtlich gebotene,, bestmögliche Risikovorsorge und Gefahrenabwehr" in-
sofern nicht gewährleistet wd Abhilfe nicht möglich ist (vgl. Zffir ltr') und
ntdem clas Ermessert attf Null reduziert ist.

E i n G e n e hm i gun gs - lVi d e r ruf s e i v e r h ä I t ni s m ä/3 i g :

- Die Beigeladertc hot itt eine krr--ft'isrige Stilllegung im Ruhmett tles
Atomkons ens e s eingewi I li gt.

- Ein.4tomkra,fttverksbetreiber kann sich auf clas Eigentuntsrecht und die
FreibertfsauJhebtmg nicht beruJbn, v,enn der Stand von LYissenschc{i

und Technik nicht gewährleistet ist.

- Es bestehe kein tr/ertrauensschutz (lll Nr. I3l/)

Il'enn eine neu beontragte .'lnlctge nach ! 7 AtG hegen Grundrechts-
rerlet:trrtgett tticht genehmigt tyerden darf, dann muss auclt die Genehmi-
gttng eirttt' vergleicltbaren, irt Betrieb be.findlichen .4nlage eilt:ogen wert{ett.

a)

b)
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Die nach dem Kalkctr-Urteil bestehende Verpflichtung, bei Grundrecht,st'er-
Ietztrngen eine Genehmigttng zu versagen, besteht, wie dargelegt, unabhän-
gig davon, ob eine Anlage bereits in Betrieb ist oder nicht. (IX Nr. 4.I5)

c) Aus den Ausfihrtmgen folgt fir den Genehmigungswiderruf gemäJi I7 Abs.
3 Nr. 2 AtG QYeffill einer GenehmigungsvoraLtssetzung) im Umkehr-
schltrss: Bei lVegfall einer Genehmigungsvoraussetzltng ist das Ermessen

auf Null reduziert, die Genehmigung muss widerrttfen werden.

Es ist auch zuscitzlich zu berücl<sichtigen, dass nahezu alle Genehmigungs-
voraus s etzungen entfu llen sind und eine ttnzurei c hende D eckungsvors o rge
hinzukornmt. (lX Nr. 9.5, I I )

IVenn eine neu beantragte Anlage nach $ 7 AtG wegen Gnmdrechts-
verletzungen nicht genehmigt werden darf, dann mttss auch die Genehmi-
gung einer vergleichbaren, in Betrieb befindlichen Anlage enlzogen werden.

Die nach dem Kalkar-Urteil bestehende Verpflichtung, bei Grttndrechtsv'er-
let:ungen eine Genehmigung zu versagen, besteht, wie dargelegt, unabhrin-
gig davon, ob eine Anlage bereits in Betrieb ist oder nicht. (IX Nr. 4.15)

Die Begründung für den Widemrf nach $ 17 Abs.2 und Abs.3 Nr.2
AtG wird in der Klage rvie folgt geliefert:
Biblis (B) so, r.vie es steht, kann heute nicht mehr genehmigt werden.
Damit sind alle Genehmigungsvofaussetzungen weggefällen und die
Genehniigung ist zu u,idemrfen.

10) Das Kalkar-Urteil

ist ein Beschluss.

Die Klage stützt sich vornehmlich auf rvenige verkürzte ZiIate des so

genannten Kalkar-Urteils des Bundesverfassungsgerichts. Leider
fehlt den Kiägern das rechtiiche u'ie fachliche Verständnis zur Aus-
legung der Entscheidung. Die Kläger argumentieren:

a.) Das ,,Kalkar-LIrteil" des Bunciesver"fassmgsgerichts vom 8. August 1978 ist
das mafigebliche Urteil.fiir die Bev,ertung der Zilässigkei( der l,iutnng der
Atomenergie.

Das Kalkar-Urteil ist bekanntlich aus einer L'orlagefrage des OVG tliinster
:Ltr Kompct€tt:t't'r't€ilturg:trisclten E.rel;Lttive und Leqislativc cnlstdttden:tu'
S.ichentng der bestmögliclten Gefahrernbv'ehr Jiir den Drittbetrolfenen. (lI:
1./

Das ist nicht richtig. denn das OVG N{ünster hat dern Bundesverf-as-
sungsgericlit die Frage vorgelegt, ob die Genehmiguns von srr gc-
narmten Sclmellen Bnitern mit dem Grundgesetz vereinbar sei. Vgl.
den Sachverhalt in den Gninden A - I2 ff (BVerfGE 49, 89, 92 f0.
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b) Die Grundsätze des Kalkar-Urteils und die darin gezogenen engen Grenzen

fir die }{tttntng der Atomenergie sind nicht rutr fir dte Genehmigungser-
teilung, sondern auch fiir die Betvertttng lattfender Atomanlagen ma/3ge-
bend.

Es stellt sich somit die Frage, ob die staatliche Atomaufsicht verpfliclttet ist,
die Betriebsgenehmigung zttrücknnrchmen oder zu v,iderntfen, wenn eine
Atomanlage nicht den im Kalkar-Urteil errichteten Grttndsätzen genügt wtd
die in dem Urteil definierten Grenzen/ür die |ttrutzung der Atomenergie
äberschritten w-erden. If. 2)

Diese Frage ist aus denfolgenden Gründen klar zu bejahen:

Mit dem Kalkar-Urteil überprüfte das Bundesverfossungsgericht die Verfas-
sungsmäJ3igkeit der Genehmigttngsyoraussetzungen des $ 7 Abs. 2 Nr. 3

AtG. Dieser bestimmt, dass eine Atomanlage nur dann genehmigt werden
clarf, wenn ,,die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erfor-
derliche Vorsorge gegen Schäden durch die Errichtung md den Betrieb der
Anlage getroffen ist."

Mit dieser Bestimmung des Atomgesetzes korrespondiert nach herrschender
Meinung die lulöglichkeit des lltidernfs einer Betriebsgenehmigung nach $
l7 Abs. 3 Arr. 2 AtG, wenn ,,eine ihrer Voraussetzttngen späterweggefallen
ist ttnd nicht in angemessener Zeit Abhilfe geschaffen wird". Wenn also bei
einer Atomanlage cler ,,Stand von LVissenschaft und Technik" nicht (mehr)
gegeben ist, kann die Betriebsgenehrnigung entzogen w,erden. QV. 2 3)

Die Einhaltung des jeweils aktuellen Standes von Wissenschaft und
Technik ist keine Genehmigungsvoraussetzung.

Iriach dem Kalkar-Urteil liegt eine GrwtdrechtsverletzLulg vor, y'enn ein
Atomkta.ftwerk nicht tlem aktuellen Stantl yon LVissenschaft und Technik
entspricht. (lV itir. 3.1)

Eine solche Aussage findet sich in der Kalkar-Entscheidung nicht.

c) Die gebotene Vorsorge hat sich an den neuesten wissensclnftlichen Er-
kenntnissen zu orientieren ttnd ytird nicht dtLrch das ,,technisch Mochbare"
begrerct.

lVaclt dent Kalkar-IJrteil nttissen Atonftrafnverke sogcu' mehr als nur dent
technisch aktuell möglichen Standord entsprechen. Es muss darüber hinaus
auch diejenige L'orsorge nachgetviesen yterden, die sich aus dem jex,eils ak-
t u e I I e n v'i s s e ns c h a"ft I i c I t e n K e nn t ni s s t a n d e r gib t.

,\lt{Sgebend Jiir die Zuliissigkeit eitter ntomrechtlichett Genehnigtmg sincl
die sich aus dem aktuellen Stand der lVissenscha,ft ergebenden Artforclerun-
gen, unobhängig dat'on, ob diesen An-f'orderungert clurch clcrs technisch ge-
gemt'ärtig Machbare entsproclten w,erden kann oder nicht [BVerfG 19, .99
(r 36)l: (,,. 4)
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Das gilt für atomrechtiiche Genehmigungen! Das ist die Praxis.

Ir{ach dem Kalkar-Urteil ist der Betrieb einer Atomanlage t,erfas-
stmgswidrig, s'obald es auch nur konlcrete ,,Risiken" fir einen Atomttnfall
gibt. Verfassungsrechtlich ttnzulässig sind demnach alle Risiken und Gefoh-
ren jenseits eines zu akzeptierenden Restrisikos, das -rich auf rein hypotheti-
sche, konkret nicht vorstellbare Unfallablciufe jenseits des menschlichen Er-
kenntnisvermögens beschränkt. (VI Nr. 1.4)

Der Kalkar-Beschluss handelt ausschließlich von der Verfassungs-
mäßigkeit des Atomgesetzes. Nur Rechtsnorrnen können verfas-
sungswidrig sein. Die Kläger können offensichtlich nicht zwischen
Rechtsnormen und tatsächlichen Verhältnissen unterscheiden.

d) Angesichts der Art und Schwere der Folgen eines Atomunfalls genügt nach
dem Kalkar-Urteil attch schon eine ,,entfernte" Eintrittswahrscheinlichkeit

fir den Nachv'eis einer Gefahr im Sinne von $ 17 Abs. 5 AtG.

Das Bundesverfassttngsgericht hat im Kalkar-Urteil die allgemeine ,,Je-
desto-Formel" fiir die Anwendung auf das Atomrecht präzise speziJiziert
und die Schwelle zur Gefahr im Sinne des Atorngesetzes sehr genatt definiert
[BVerfG 4e, Be (5. ]42 f.)l:

,, Dass attch der Gesetzgeber sich möglicher schwerer Gefahren bei der

friedlichen |tiutzung der Kernenergie bewusst war, zeigt zr.tmal die Veran-
kertmg des SchLLtzzwecls des Gesetzes iru $ I I{r. 2 und 3 AtG. Bei der Art
tmd Schwere dieser Folgen nnrss bereits eine entfernte ll/ahrscheinlichkeit
ihres Eintritts gentigeLt, um die Schtrtzpflicht auch des Gesetzgebers konkret
auszulösen."

Von einem Atomkrafn+'erk geht also bereits dann eine Gefahr im Rechtssitt-
ne aLts, wenn auch nur eine ,,entfernte" Eintrittswahrscheinlichkeitfitr clen

Eintritt eine,s Un"falls gegeben ist.
(VI I'lr. 5)

Der Kalkar-Beschluss handelt von der Schutzpflicht des Gesetzge-
bers und der Exekutive. Die entfernte Wahrscheinlichkeit bezieht
sich auf die besondere ..Art und Schwere" der Folgen eines Unf-alls"
Das Gencht hat mithin in der Tradition des technischen Sicherheits-
rechts nach den möglichen Schadensfolgen differenziert und keines-
$'egs unterschiedslos jede Abw'eichung r,'om bestimmungsgemäßen
Betrieb als Unfall oder gar Grundrechtsgeführdung bewertet.

Da von einem Atomunfall let:tlich lt[illionen t'on tr'fertschen bedroltt sint],
v,ircl tlurch tlert Betrieb von Biblis B auch die Allsemeinheit in ihren Gntnd-
rec htert mos s it, verl e tz t.

Angesichts der genannten Grundrechtst'erletzLütgen .n[ire ein lVeiterbetrieb
t,on Biblis B verfossungsw'idrig. (LY. 4., .9., 9)

Die Allgemeinheit hat keine Gmnclrechte. nur cier einzelne Mensch
ist GrundrechtsträEer.
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11) Sprache und Logik

a) Ztt Recht vemtteist der erkennende Senat attf den bereits vorliegenden An-
trag, in dem bereits yvesentliche rechtliche und faktische Strukturen des
Begehrens dargelegt wurden.

Im Rahmen der Akteneinsicht und der wechselseitigen Korrespondenz hier-
ztt wurden die Schnittstellen zum exekutiven Handeln mehrfoch prözisiert.

Diesbezüglich darf auf den vorgelegten Akteninhalt verw-iesen werden. (l
IVr. l)

Was ist mit Schnittstellen zum exekutiven Handeln gemeint? Der
Satz bleibt dunkel. Der Begriff der Erkenntnisse wird arg strapaziert.
Die Kläger verstehen darunter alles, rvas ein Mensch denken kann.
Das ist bekanntlich ein weites Feld. Die Kläger bezeichnen die ganze
Welt der Vorstellung als Erkenntnis. Ob das im Kalkar-Beschluss
gemeint war?

Es sei jedoch klarstellend angemerkt, dass es sich +tissenschaftlich be-
trachtet- nicht ttm Gefahrenverdachte, sondern um Erkenntnisse diesseits
cler praktischen Ventunft handelt, die den Antrag und die Klage deternrinie-
ren. (I Nr. 23)

Der Kalkar-Beschluss erweckt die Assoziation, es sei der Kant'sche
Begnff der praktischen Vernunft gemeint. Richtig ist aber, dass es

sich irier nur um die Vernunft der Praktiker handelt. Leider fehlt da-
zu jede Auseinandersetzung in der K1age.

Da die Grundsätze des Kalkar-Urteils fiir die Ben*erhmg der Genehmi-
gungsvoratssetzungen naclt $ 7 Abs. 2 l,,lr. 3 AtG tmd diese wiederwn fir
einenmöglichen Genehmigungswiderntf nach f I7 Abs. 3 J,'\r.2 bnv. Abs. 5
AtG ma/Sgebend sind, ist dtts Kttlkar-Urteil die Entscheidungsgrundlage da-

Jilr, ob die Betriebsgenehmigung einer in Betrieb befindlichett Anlage wi-
derrttfen werden muss. (IL'lttrr. 2.3)

Der Kalkar-Beschluss kann das Gesetz nicht ersetzen. Er ist zwi-
schen den Parteien nicht einmal verbindlich.

Fazit:
Entu,eder ist ein Anlagenzustand ,-erfassungsgemäJ3 oder er ist es nicht. Die
Grundsätze urttl Grenzen zLLr Betu'teilung der Verfassungsntä/3iglieit von
Atomanlogert vurclen im Kalkar-Llrteil prü:ise bertattttt. Sie sind sov'ohl
mttf3gebencl .fiir die Genehnigung einer Atomanloge als auch .filr die Beur-
tcilung, ob eine Atomonlage v,,eiterbetrieben w'erden dal'oder nicht. (lV lrrr.
2.'.91

Der Anlagenzustand eines Kernkraftrverkes kam r.r'eder verfas-
sungsgemäß noch verfassungs"vidrig sein. Ivlit der Vertassung in
Einklang oder nicht können Genellnigungen stehen oder cias Han-
deln der Behörde.
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Dem Bundesverfassungsgencht sind solche Unterscheidungen geläu-
fig. Deshalb findet sich inr Kalkar-Beschluss auch nichts über die
Verfassungsmäßigkeit von Atomanlagen.

Die im Atomgesetz vorgenotnmene Dffirenzierung zwischen dem Widerruf
einer Genehmigung nach $ 17 Abs. 3 Nr. 2 AtG und der Rücknahme einer
Genehmigung nach $ 17 Abs. 2 AtG belegt ztyeifelsfrei, dass die Atomkraft-
w'erke auch während des Anlagenbetriebs jederzeit dem aktuellen Stand vort
lVissenschaft und Technik entsprechen müssen. (IV Nr. 3.2)

Hier wird die Begrundung der Behauphing durch den Begriff ,,zwei-
felsfrei" ersetzt. Rücknahme und Widemrf eines Verwalfungsaktes
.,rrerden unterschieden. Warum soll deshalb ein Atomkraftwerk je-
derzeit dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik entspre-
chen mrissen?
Würde das Gesetz eine solche Anforderung fbrmulieren, wäre es

dann nicht verfassungswidrig, weil es Unmögliches verlangt?

b) Bereits aas $ 7 AtG ergibt sich in rechtlich zwingender lVeise, dass auch in
Betrieb befindliche Atomkraftwerke jederzeit dem aktuellen Stand von LYis-

senschaft und Technik genügen müssen. Denn $ 7 AtG ist nicht nur die
Rechtsvorschrift fiir die Gene.hmigung von Neuanlagen, sondern auch f)r
Andentngsgenehntigungen l.,on in Betrieb befindlichen Atomkra,ftwerken. (IV
I{r. 3 6)

Statt Gründe für die Behauptung anzugeben, wird die fehiende Logik
durch,.rechtlich zwingend" vorgetäuscht.

JVach dern [hlkar-Urte:il ist L'orsorge gegen alle konkret vorste.llbctren (hr
.fälls:enarien :tt treffen. Lediglich gegen ,,Ungewissheiten" Jür Unfallereig-
nisse jenseits des rnenschlichen Erkenntnisvermögens ist keine Risikovorsor-
ge eforderlich.

Du Sabotageakte, Terrorungt'ffi etc. konkret vorstellbar und bescht'eibbar
sincl, ist gegen alle möglicherL (lnfalls:enarien Vorsorge ztt tre/fen, Ltnah.-

höngig davon, wie v'qhrscheinlich ihr Eintreten sein ntag. (V i,lr. 6.1

Hier schreiben die Klä-eer anschaulich von ihrer Vorstellungskra{t.
Alles, r.vas sie sich vorstellen können, veriangt danach Vorsorge. Auf
den Realitätsgehalt der Vorstellung kommt es bei den Klägern nicht
mehr an.

Die hier zusammengestellten ..Grundlagen" der Argumentation der
Kläger machen bereits die elementaren Denkfehler deutlich. Die
Vorsteliun-e. ein Kernkra{t'nverk müsse stets dem aktuellen Stand von
Wissenschatt und Techlik entsprechen. ist eine reaiitätsf-eme Idee.
Mit praktischer Vemunft rväre Weiteres auf die Klage gar nicht zu
eruidern. Der Beklagte w'ird jedoch die Behauptung l'on 210 so ge-

namten Sicherheitsmängeln nicht unlvidersprochen lassen. Die tech-
nische Beurteilun.e durch den beauftragten Sach-verständigen lieut
noch nicht vor. Es f-ehlt auch das Gutachten des Oko-Instituts. i.vel-
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ches der BMU in Auftrag gegeben hat (auf Veranlassung der Klä-
ger). Erst wenn beide Gutachten vorliegen, wird die Behörde nach
inhaltlicher Prüfung zu den behaupteten Sicherheitsmängeln Stellung
nehmen. Da einige Behauptungen gegenüber dem Antrag neu sind,
wird zu pnifen sein, ob ein ergänzender Bescheid erforderlich ist,
nicht zuletzt im Hinblick auf die April-Entscheidung des Bundes-
verwaltungs geri chtes.

Entweder in der weiteren Klageerwiderung oder im ergänzenden Be-
scheid wird die Behörde umfassend und nachprufbar ihre Rechtsauf-
fassung darlegen, unter welchen Voraussetzungen ein Widemtf der
Betriebsgenehmi gung begründet wäre.

In dem Zusammenhang wird sie auch auf das weitere klägerische
Vorbringen (unzureichende Deckungsvorsorge, fehlende Zuverläs-
sigkeit usw.) eingehen.

Eine weitere Auseinandersetzung mit der fixen ldee, Kernkraftwerke
müssten stets dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik
entsprechen, erscheint entbehrlich.

DE WITT
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
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Rechtsanwalt
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